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§ l 

Ges etzli cb~~ Grundln_gen_§~]ebaUU!!f:.§..."(llanes 
. . . 

Nach der 6. Verordnung zur Durchführung des BBauG~ vom l4o ~o 1961 
( GVOBl o S 108) gilt .. der du:rch Erlaß des Ministers :;:ur Arbeit 7 

Soziales und Vertriebene den Landes' SchlesYlig-Holstein vom 9. 12 o 
1952 genehmigte Aufbauplan gemäß § 173 des BBauG. vom 23. 6. 1960 
als Flächenntitzu~gsplnn weiter. Der vorliegende Bebauunisplan ist 
aus dem Flächennutzungsplan entv1ickel t und gemäß §§ 8 und 9 des 
BBauG. aufgestellt worden. 

§ 2 

X~chnische Gr~~g;Lap;en_.§.es~.~~bauun_g.spla~ 

.Als Kartengrundlage für den gegemvärtigen rechtlichen und topogra­
phischen 1IachvYeis d.er Grundstücke· dienten Abzeichnungen der .· 
Katasterkarteo 

§ 3 

Beteilip-;te Ei~:gtümer-
Die Eigentümet der im Geltungsbereich des Bebauungsplahes. liegen­
den Gruhdstücke wurden nach dem Liegenschaftskataster und dem 
Grundbuch festgestellte Sie sind namentlich in dem Eigentümerver­
zeichnis aufgeführt? das auch diG Lage...;? Kataster- und Grundbuch­
bezeichnungen? Flächengrößen sowie die nach dem BBauG. in Aus­
sicht genommenen bodenordnenden und sonstigen Maßnahmen enthält. 
Die Eigentumsgrenzen sind im :t;ageplan in starker, die Flurstücks­
grenzen in schwacher schwarzer Strichführung dargestellt. Wegfal­
lende Grenzen sind schwarz gekreuztü 
Die in starker roter Strichführung dargestellten Straßenflucht­
lir;tien sind verbindlich; dagegen können für die in schwacher"roter 
Strichführung dargestellten neuen Gru,ndstücksgre11zen geringfügige 
Verschiebungen zugelassen werdeno · · 

~ _ Q.QJ.;!!E.l1ß§]? er.§l-.Qh_~J3ebaE.MPßS planes 
Die Grenzen des Geltungsbereiches sind im Lageplan durch einen 
violetten Farbstreifen kenntlich gemacht~ 

§ 5 

Art_E,.r@_)>'TaJLder E.guli.f:J'l~p. Jiut.z~n_g · 
Art und Maß der haulic,:hen Nutzung der Grundstücke sowie die G:r".:cH'!~ 

X ~.:1..-ä€--fie'f:l:frfrhl~--Geß-~ ergeben sich· aus dem· 
Lageplan 2:um Bebauungsplano Das Maß der baulichen Nutzung ist 
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2 
durch die Darstellung der Gebäude und. die Angabe der' Geschoßzahl · 
(Erdgeachoß mitgezählt} festgelegt. Die Art der Nutzung ist durch 
J!'lächenfä:'bUng bzvVe J?arbstreifen aUS(jeWieseno 

.J?J-nz <=!1hei t.§~- QE_1~2l20~ll:D.ß. 
lo Gebäude 
<:':l<l..:'llr>--·-·.~---

§ 6 

Für die Gebäude·sind die im Lageplan zum Bebauungsplan darge­
stellten Abstände von den Straßen und. den Nachbar~renzcn mit 
einem kleinc:n"en Ba.uvJich ve::-..,bindlicho Hinsichtlich'- der o.usgc­
Vliesenen Gebiiudeg:::Undflächen können ge:-."inge Über- und Unter- . 
schreitungen zugelassen werdeno 
Die Festlegung der Höhenlage und ~eiterer Einzelheiten der 
Bebauung erfolgt ici Baugenehmigungsverfahrene 

2 Ga~caen s+e11 nJHtza ,._,,.2,""".-.-.-·~~. 2 " V~ ""-.-1...~ .. _.:2....,.,.~ 

Die GrundstU.ckseigentümer bzw. Erbbo.u"berechtigten sind gcn o 

Reichsgaragenordnung verpflichtet, bei der Bebauung ihres 
Grundstücks fUr die vorhandenen und zu erwartenden Kraftfahr­
zeuge der künftigen BeVlohner den Hauses, der Angestellten des 
Betrie1)es usv1e Stellplätze und G·aragen in geeigneter Größe 
auf dem Eo.ugrundstück oder in dessen Nähe zu schafferte 
'Kellergaragen sind nicht vorgesehen. Sie können nur im Ausnah­
mefall zugelassen werden, wenn es geltudernlißig vertretbar und 
der Baufluchtlinienabstand größer als ll,oo m isto 

3 o J',TLlll c;efäße ---~~-~--,~;; __ _ 
1 Das Aufst,(:ülen von Müllgefäßen in Kellerrüun1en ist nicht er­
wünschte Soweit mit dem Ant für Stadtreinigung urid Fuhrpark 
nicht besondere ,Vereinl;a:'ungen getrof::'en v1erden, soll die· 
k'n~·-Pe'Y'nu·rorr de-r ~·u..P"'~ell.nl::;-+-z~"' ~·om _Y1 '~br'''e·g ho··_ch"'+_e'1<' 1. 5 oo In· -i.:.IJ.. t.J_,_ ...lo .1...1.6 ..Ll .. ....t.. 0 U , v.. V V V. ,~.", ..t.. C... .... \I ·· J.J. . ... . ..;.9 V .... t:J ? 

betrageno Die Aufstellplätze sind gegen Ein~sicht abzudeckeno 
Staub~ und Ger'uchshelästigungen sind durch geeignete :M?ßnah­
men zu verhinderne Der Zugang von der Straße bzwe der Fahrweg 
zum Standplatz nuß befestigt und stufenfrei seino.:Das Planum 
der Aufstellplätze darf nicht meh::: als 0~11-0 m unte1' oder über 
Gelände liegeno · 

Die V.erwendung von Müll tonnenschränken wird empfohlene ])ie 
Sch:·anktür ist so einzurichten, daß der J3oden der J,mllgefäße. 
0, 05 rn über der BedienUl1[c:~>fläche liegt o 

4 T'" 0 n !)· ö' ..,~. 17. -P · d • a , · ()' 
• .:.~- .!.....l.i;·~l.~§fl..?..- ~.l!l~.E1.~~2:L'~-<aP~ll 

Die Vorgii:'ten sind als Ziergärten.anzulegene Die Einfriedigun..,. 
gen der Vorgärten an den Verkehrsflächen und privat~n Wohnwa~ 
gen dürfen eine Höhe von 0? 80 m nicht übersch:t·eiteno 
Die Ar·t der Sockelmauern und der Zäune viil"d im l~invernehmen 
mit der Bauve~'wal tung ,im Baugenebmigungsve:tfah:t'en :.:'estgelegto 

5o Nebe:na~ebüude 
--- ~- - --~···-·· &. -~· ----

}3ehelfsmäßige Anlagen. aller Art sind nicht 'zulässigo 
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Die Einrichtung und Unterhaltung der privaten Freiflächen 
ist Sache der Grundstückseigentümer bzw. Erbbaubercchtigten. 
Im Be::..~eich der Gruppen- und Reihenhäuser haben sie die Anla­
ge der Freiflächen untereinander abzustimmen. Der I3auverwal-:­
tung ist zu gegebener Zeit ein Gesamtplan ilber die Gestal­
tung der Freiflächen zur Genehmigung vorzulegena Dieser Plan 
soll enthalteng 

a) Abgrenzungen der Straßen, W~ge, Zufahrten und Stellplätze. 
b) Ausweisung der Grünflächen mit Baum- und Gehölzpfl.anzun­

gen, Wegen, Sitzplätzen, Kleinkinderspi~lanlagen Uaa. 

c) Ausstattung der VorgärtenG 

§ 7 

M:stBnahiQ&!L~I... Org:n~:ng_.Q.es_.Q,r~~nd~J?oQ§Q& 

Die Ber~itstellung des flir die geplanten Erschließungs- und 
Baumaßnahmen sowie flir eine Kutzung zu öffentlichen Zwecken 
ausgewiesenen, in Privathand befindlichen Geländes soll mög­
lichst durch freihändigen Erwerb herbe~geflihrt werden" Andern~ 
fallD wird eine Grunds·Eücksumlegung nach ltaßgabe der §§ 45 ff 
des Bundesbaugesetzes vorgesefieno Hilfsweise kann die Enteig~ 
nung gemo der §§ 85 ff des Bundesbaugesetzes durchgeführt 
wel,den. 17elche Maßnahmen im ei11zelne:n angeo::::-dnet vverclen 1-:.:ön- ,, 
nen, ergibt sich aus dem Eigentümerverzeichnis. Die Liegen·­
scha:t'tsve:rv;altung der Hansestadt Lübeck ist ermächtigt, die 
Bodenordnungsmaßnahmen einzuleiten bzw~ anzuordnen. 

Im Auftrage Im Auftrage 

Jltfi~A 
Leitender Senatsbaudir Oberbaurat 



Anlage 4 

~~~!~~~~~~-!~1±~J! 
zum Bebauungsplan 193 

- Eutiner Straße -

§ 1 

Bestandteile dieses ~ebauungsplanes sind: 
Anlage. 1 - Beschlüsse von .Senat und Bürge~sohaft 

n 2 - Verfahrensübersicht 
11 B .... Begründung Teil I - Allgeme;Lne Vorschriften 

. ·,· 
. i 

11 .4- Begründung Teil II -Besondere Vorschriften 
n 5 -Begründung, Teil III - Überschlägig ermittelte Kosten 
11 6 - Lageplan 
11 7 - Eigentümerverzeichnis 
" 8 - Übersichtsplan 

§ 2 

!!~ß~-~~!!-!~!3~2.~!!~!f_Q:~~~~!}ß~~~!~1~~~~-~~~-~~~~~~~~E!§:!!~~ 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in de~ 
Vorstadt Vorwe~k zwischen der Friedhofsallee und der Autobahn. 

§ 3 

Ausweisung der Verkehrsflächen, Grünt'lächen und der Flächen für 
den Gemeinbedarf .. _ .... ___ .,.. ... ..,_ ... __._ ... ..,._ .... ,.,.. .... _ ........ ------·------·------·.--.-------.... ---.... ~~~-----.... 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird durch d~e 
Friedhofsallee, die geplante Verlängerung der Eutiner Straße und 
die geplante Straße Nr. 286 (Ahrensböker St.I~aße) erschlossen. 
Für den Gemeingebrauch sind ferner 2 Parkplätze an der Friedhofs­
allee, ein von der Friedhofsallee zur Autobahn führender öffent­
licher Fußvmg, dessen Weiter.führung über die Autobahn. zur Siedlung 
Falkenfeld vorgesehen ist, sowie zwei Kinderspielplätze und ein den 
nordöstlichen Parkplatz. abgrenzender Teil eines Knicks ausgewiesen. 
Zum Bau eines Pt.tmp\verke·s. und einer Transformatorenstation sind 2 
Baugrundstücl~:e ft1r den Gemeinbedarf ausgewiesen. Im Lageplan 
- Anlage 6 ~ ist die Aus~ei?ung dies.er Flächen durch Flächenfärbung 
vorgenommen. 

§ 4 .·:. 

I ,, 
~!1!~~!!~;:E~ß2:-~S!-Y~!:~«?.t:~!:.!~S~l~i!~~~~!! ·. · · · · 
Entwässert:u1.gsleitungen uno Versorgungslei tungen' für Gas, Wasser 
und Elektrizität sind in den Straßen des räumlichen Geltungsbe­
reiches des Bebauungsplanes vorgesehen. 

§ 5 

At:!-~Q.;..~~g_g~E-~~::z2:1sh~~-~~!~·!!~ß . 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist WR-Gebiet 
(Reines vlohngebiet) im Sinne des §3) der Baunutzungsverordnung. 
Die Art der baulichen Nutzung der Grundstücke ergibt sich aus 
der Zeichenerklärung des Lageplanes - Anlage 6 -. -Das Maß de~ 
-&a-u:H~-Nutfiung aer Grundstüelr:e ergibt sieh: aus aG-~-
- Anlag-e-6- .- e:bft.ge-t~~~ß~·±-ä-ea~~-~esek~ 
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flä.olaen~ahl. Die G:JH1tt4~-:i:ßf:lä.oh~~-@~~s-4-e~--­
b a ijti9 a r en G r und-s-t-bi.-ek-&f-J:.ä.e.l4e--2H:i!:-P-G-8-B-am-t4'-1-äM.-e---d--€-s----G--JH..l;l3;4s-t-i:i{3-k-s-.:-­
-Die a c seheßfläehensa-hl--i-s-t~-~~-4e-m--I'~d-t.tk-t-

- von Gel3äudegrundfläche IH.l:d Geseheßsahl (Er~scheß~Ngi?.zä~:kt+" 
zur Grundstücksgröf.le. Gestrichen auf Grund des Erlasses IX 34-f-

313/04-23 vom 30.4.1963 und gemäß Protokoll 
§ 6 zur Besprechung im Ministerium für Arbeit, 

Soziales und Vertriebe in Kiel am 13 .. 5 .. 1963. 
Einzeli1eitem der Bebauung 
-~~~~---~~----~----------

Lübeck, den 15.5.1963 
1. Gebäude 

Die~assadcn- und Dachgestaltung ist nach städtebaulichen 
Gesichtspunkten (z.B. gruppenweise einheitlich) im Bauge-
nehmigungsverfahren festzulegen. . 

Planungsamt 
Im~.f.flU uffttrraaggj~ 

~ 

Hierfür gelten folgende Richtlinien: 
a) Die im Lageplan - Anlage 6 - ~ngegebenen Dachneigungen und 

Dachformen sind verbindlich • .l:!'ür das 7-geschossige Geschäfts­
haus wird die Dachgestaltung im Baugenehmigungsverfahren 
festgelegt. 

b) Als Dacheindeckung sind baugruppenweise Dachpfannen einheit­
licher Färhung zu verwenden. 

c) Die Garagen und die Ladenzeile sind mit Flachdächern eiru1eit­
licher Neigung und Dacheindeckung zu versehen. Die Garagen 
können auch so gestaltet werden, daß sie mit dem Wohnhaus 
eine bauliche Einheit bilden. 

d) Dachgauben sind nur bei eingeschossigen Wohnbauten zulässig. 

Ausnahmen von den angegebenen Dachformen, Dachneigungen und 
Dacheindeckungen sind nur in besonderen Fällen im Einvernehmen 
mit der Bauverwaltung zulässig. 

2. }Torß!~!.fL~ Einfriedigunge_g 
Bei den Einfamilienhausgrundstücken kann die Baugen$!illligungs­
behörde an de~ rückwärt~,gen und seitlichen Eigentu.msgrenzen 
Einf'rieaigungen in Form von Maschendrahtzäunen bis zu einer 
Höhe von 1,20 m zulassen. An den öffentlichen Verkehrsflächen 
sollen die Vorgärten durch seitliche Einzäunungen nich:t unter­
brochen werden. 
Bei den Geschoßwohnbauten ist eine Abgrenzung der privaten Frei­
flächen durch Mauern, Zäune und sonstige Einfriedigungen, sowie 
die Bildung von Einzelgärten nicht zulässig. An der rückwärtigen 
(westlichen) Eigentumsgrenze kahn die Baugenehmigungsbehörde 
die Einfriedigung mit einem Maschendrahtzaun zulassen, w~nn 
es städtebaulich vertretbar is.t. 
Bei den Einfamilienreihenhäusern kann die nord- und südwestliche 
Abgrenzung der Gesamtfläche wie bei den Geschoßwohnbauten einge­
zäunt Herden. 
Z~<vischen den Einzelgärten kann eine Einfriedigutlg -aus Draht 
zu einer Höhe von 0,60 m zugelassen werden. 

3. li.~ ... e,ngel?.§E.d ... ~ 
Im Bereich der Einfamilienhäuser können Nebengebäude errichtet 
werden, soweit sie nach der Landesbauordnung zulässig sind. 

4. ;A_uflagell f4;r •. .Q..ie Gestalj_9Eg und Nutzlilng .. _der_ priyaten Freiflächen .. 
Der im Norden des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungs-
l)lanes ausgewiesene Knick ist zu erhalten._._ ___ 

Lübeck, den 26. April 1962 
Az.: 61. - He./Re. -

Der S 

~~ Auftrage 

I'~ 
Oberbaurat 

t~ Auftrage 
.;.._ # 
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Leitender Senatsbaud1rekto 



Teil III -"""'-..... ~-."...~--

Aufstellung der überschläglimh ermittelten Kosten fv~ das Gebiet 
------~~~-~~E§:~~~~~~1§:!!~~-l2~-=-~:2::tbE~E-§!;::~g~_::: ______________ ~ ... 

gemäß§ 9 (6) des BBauG,, die der Gemeinde flir die vorgesehenen 
städtebaulichen Maßnahmen voraussichtlich entstehen: · · 

Kosten des Grunderwerbs einschl. Entschädigu.:;_1.gen und Abfindungen~ 

für'Stra'3en aus Hansestadt Lübeck 
für Spielplätze aus H$nsestadt Lübeck 

Kosten der Anlage: 

Straßenbau 
für Spielplätze 

Gesamt •. ~ ,. 

Gemäß § 129 (1) des Bundesbaugesetzes sindg 

ca. 239.,800,-... DM 
<2_a ~ 20.850 9 --DM 
ca. 2~6'"0.650,--DM 

10 v.H. d.es beitragsfähigen Erschlie_ßungsaufwandes von 
der Hansestadt Lübeck zu tragen ca.., 32.200,--DM 

90 v. H.. des Ersch1ießungsaufvvandes durch den Er ..... 
schließungsbeitrag von den Anliegern zu 
erbringen ca. 289.000, -~-DM 

Die Kosten für die Anlagen zur Ableitung von Abwasser sowie zur 
Versorgung mit Elektriz:tlät, Gas und Wasser sind vonden Anliegern 
voll zu erstatten~ 

Kosten·für die Entwässerungsanlage 
Gas 9 Wasser, Elektrizität 

Leitender 

ca. 188,700,--DM 
ca. 72~600,-DM 

~g~=~gl~~~~~~~~~ 

Im Auftrage 
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Oberbaurat 




